Freerk Huisken, Köln 09.08

Volkseinheit mit oder ohne Muslime

"Konkret müssen wir ... darauf achten, dass Moscheekuppeln nicht demonstrativ höher gebaut werden als Kirchtürme." (Merkel, FAZ, 4.12.07)

„Rechtspopulisten“ machen europaweit mobil gegen eine bestimmte, von Ausländern „eingeschleppte“ Religionsgemeinschaft, den Islam. Sie sehen eine „schleichende Islamisierung“ Deutschlands bzw. Europas heraufziehen und warnen gar vor einer „islamischen Erstürmung unserer Vaterländer“. Den demokratischen Parteien in Deutschland werfen Pro Köln und andere Rechtsradikale vor, mit Integrationspolitik, Islam-Konferenzen, Genehmigung von Moscheebauten und islamischem Religionsunterricht die deutsche Volkseinheit zu zerstören und die Werte des christlichen Abendlands, die alle Deutschen verbinden, aufs Spiel zu setzen. Sie täuschen sich in mehrfacher Hinsicht.

1. Die Gemeinschaft der Deutschen, das deutsche Volk, kommt nicht als Wertegemeinschaft zustande, sondern ist eine täglich von regierender Staatsgewalt praktisch wahrgemachte funktionale Abstraktion von all den ökonomischen, politischen und sozialen Gegensätzen, die diese Gemeinschaft ausmachen und von derselben Staatsgewalt herbeiregiert sind. Ihr Inhalt heißt: Jeder, der nach den jeweiligen politischen Vorstellungen zum deutschen Staatsbürger erklärt und dem Staatsvolk zugeschlagen wird, hat an seinem Platz in der Gesellschaft – sei es als Arbeiter oder Fabrikbesitzer, als Hartz-IV-Empfänger oder Millionär, als Rekrut oder General, als Student oder Professor, als Beherrschter oder als Teil der herrschenden Elite - jeweils seinen, von oben eingerichteten staatsnützlichen Funktionen nachzukommen. 

2. Auf die moralische Überhöhung des Volks zur sittlichen Einheit, zur Wertegemeinschaft kommt es dennoch sehr an: Per demokratischer Nationalerziehung wird in die Köpfe der Bürger die Lüge von der über jeden Zweifel erhabenen Güte ihrer Heimat gepflanzt, in welcher alle ganz prächtig aufgehoben sind und für die „wir“ oben wie unten gemeinsam zu Werke gehen Eine sehr nützliche Lüge, gerade wenn bzw. weil die meisten von ihnen in diesem Vaterland nur mehr schlecht als recht zurecht kommen.  

3. So ein dem Volk zur guten Sitte gewordener Nationalismus taugt zugleich zum Nachvollzug jener politischen Menschensortierung, mit der die Regierenden jeweils festlegen, wer denn mal wieder zur Volkseinheit dazu gehört und wer von ihr ausgeschlossen wird. So haben sich „die Deutschen“ in der Vergangenheit schon häufiger an offizielle Grenzverschiebungen, das nationale „Wir“ betreffend, gewöhnt und die Einbürgerung polnischer Immigranten ins Ruhrgebiet ebenso verkraftet wie die Ausbürgerung von „guten deutschen Juden“ aus dem „arischen Volkskörper“.

4. Zur Zeit sehen sich die demokratischen Volksparteien erneut dazu veranlasst, ihre nationale Volkseinheit neu zu definieren. Sie machen Ausländern, darunter eben einer erheblichen Zahl von Muslimen, ein Einbürgerungsangebot. Deutsch ist dann nicht mehr nur der Nachwuchs von Deutschen – ein Schicksal, das diesem automatisch, d.h. ohne dass er je gefragt würde, zuteil wird; Deutscher soll auch ein Ausländer werden können, sogar einer ohne christlich abendländische Sozialisation. Eben das ist es, was den „Rechtspopulisten“ als Schritt zum Untergang des Abendlandes dünkt.

5. Dabei sind sie sich mit den regierenden Demokraten, von denen diese Rechten sowieso ihre ganze Agenda beziehen, im angelegten nationalen Maßstab völlig einig. Auch Schily, Schäuble und Co. wollen nichts anderes, als einer Zersetzung der Volkseinheit Einhalt gebieten, die sie in der Bildung von vielfach subproletarischen, „muslimischen Parallelgesellschaften“ erblicken. Auch ihnen geht es darum, die Volkseinheit als intakte Gemeinschaft sittlich gefestigter, im Geiste der höchsten weltlichen Autorität – die Werteordnung heißt hier Deutschland  bzw. Grundgesetz - erzogener Staatsbürger zu sichern. Auch sie verdächtigen umgekehrt erst einmal ganz prinzipiell jeden Ausländer der Illoyalität der Staatsführung gegenüber, eben weil er Ausländer ist. Und auch sie sehen in der muslimischen Glaubensgemeinschaft eine sittliche Konkurrenz, ja den Sumpf für Fundamentalismus und Terrorismus.

6. Nur im Weg hin zur sittlichen Volkgemeinschaft unterscheiden sich die eher realistischen Berufsnationalisten auf den demokratischen Regierungsbänken von ihren fanatischen Berufskollegen von Rechtsaußen, den sogenannten „Rechtspopulisten“. Wissen doch die Demokraten, dass sie einige Millionen Ausländer mit „undeutschen Sitten und Glaubensinhalten“, die seit geraumer Zeit hierzulande leben und sich z.T. durchaus staatsnützlich eingerichtet haben, nicht einfach abschieben können. Sie wissen, dass die radikale Lösung, welche die Rechtskräfte offen und sie als Demokraten nur klammheimlich favorisieren, unabsehbare innen- und vor allem auch außenpolitische Folgen fürs deutsche Gemeinwesen hätte. So haben sie nun nach einigen Jahrzehnten beschlossen, dass sie sich mit den „Fremden“ arrangieren müssen. Und das vorgesehene Arrangement folgt in seiner brutalen Alternative einer fremdenfeindlichen Logik, die der Agitation der Rechten kaum nachsteht. Es lautet: Entweder die Ausländer stellen ihren Integrationswillen praktisch unter Beweis, werden 150%ge Deutsche, die in Wille und Tat zur deutschen Staatsführung stehen, oder sie haben hier nichts zu suchen. Und gegen die Muslime unter ihnen lautet das Integrationsverlangen entsprechend: Entweder sie legen sich Deutschland und ihr Schicksal als gott- bzw. vom Propheten gewollt zurecht und ans Herz oder ...

7. Der den Muslimen damit abverlangte Integrationswille, der sich an Sprache, gesichertem Lebensunterhalt, Altervorsorge, Rechtstreue, Aufgabe der alten Staatsbürgerschaft, Moral und Wissen um deutsche Politik, Kultur und Geschichte zu beweisen hat, ist es, den die „Rechtspopulisten“ ganz grundsätzlich und unter Benutzung aller bekannten Rassismen bezweifeln. Sie sind Fanatiker jenes Verdachtes gegen das „Fremde“, der noch jedem Ausländergesetz zugrunde liegt, und verdächtigen die regierenden Politiker, die „Gefahr des Islamismus“ zu verharmlosen. Dabei verabschieden sich die herrschenden Demokraten gerade in ihren Integrationsvorhaben mitnichten von den prinzipiellen Vorbehalten gegenüber den muslimischen Ausländern. Im Gegenteil: Erstens behalten sie sich das endgültige Urteil darüber vor, ob der umfassend gemusterte Zugewanderte tatsächlich jenes Maß an deutschem Patriotismus aufbringt, von dem sie die Erteilung der Ehre einer deutschen Staatsbürgerschaft abhängig machen; und zweitens sind Zugewanderte dann bekanntlich nicht einfache Deutsche, sondern schleppen als „Deutsche mit Migrationshintergrund“ den Illoyalitätsverdacht noch nach Generationen mit sich herum. Man kann ja nie wissen, weiß der Demokrat, der im Kriegsfall in diesen seinen Bürgern schon mal die 5.Kolonne des Feindes erblickt.

8. Misstrauen und Verdacht, die sich gegenüber den Muslimen nach „9/11“ verdichtet haben, sind die Grundlage für eine sachgerechte Ergänzung der Integrationspolitik. Dieselbe Menschengruppe, deren Einbürgerungswille theoretisch und praktisch abgetestet wird, ist nämlich zugleich Objekt von Sicherheitsmaßnahmen, die alle zur innenpolitischen Antiterrorabwehr gehören und praktischerweise ebenfalls ins Ressort des Innenministers fallen. Deswegen ist es auch angebracht, die angeblich so ausländer- und menschenfreundliche Integrationspolitik als Teil nationaler Antiterrorpolitik zu begreifen: Gute deutsche Moslems, darauf setzen die Schäubles, sind keine Anhänger einer von Mohammed inspirierten El Kaida; denn sie gehorchen ab sofort ganz freiwillig der obersten Gewalt in Schwarz-Rot-Gold. 

Nachtrag: Wer die deutsche Demokratie, die Zivilgesellschaft oder gar die Europäische Union vor „Rechtspopulisten“ schützen will, wer an der hiesigen Gesellschaft nur einen „Sumpf“ kritisiert, der das Übel des „Rechtspopulismus“ hervorbringt, hat erstens nicht die Drangsale im Blick, denen Ausländer hier ausgesetzt sind, und zweitens nicht begriffen, dass die rechtsradikale Szene das fanatisierte „Nebenprodukt“ demokratischer Ausländerpolitik in Zeiten zunehmender Volksverarmung in den Metropolen und eines weltweit geführten US-Antiterrorkrieges ist. Wer in den Stimmengewinnen für rechtsradikale Parteien eine Gefahr sieht, sollte sich fragen, welche politischen Ziele eigentlich jene Wählerstimmen absegnen, die die demokratischen Volksparteien ein ums andere mal zum Weiterregieren ermächtigen. Und wer schließlich als Ursache für erstarkenden „Rechtspopulismus“ die Unzufriedenheit von Bürgern mit dem von den Demokraten durchgesetzten, europaweiten Sozialabbau angibt, daraus aber allein und ausgerechnet eine Gefahr für die Einheit von Volk und Staat ableitet  („ Populismus ist das Ergebnis einer gestörten Kommunikationsbeziehung zwischen Eliten und Volk und kann als Frühwarnsystem fungieren.“ K.Priester,  Der Populismus des 21.JH, in: Blätter für dt. und int. Pol., 11/2006; S. 1327) und dann den Schluss zieht, dass die regierenden Demokraten sich um ein besseres Verhältnis zum Volk bemühen sollten („Solchen anomischen Situationen gilt es Rechnung zu tragen durch Abfedern eines zu raschen und abrupten  sozialen Wandels, durch Aufzeigen von Perspektiven und durch eine Politik des Ausgleichs zwischen den Gewinnern und Verlieren der Modernisierung.“ A.a.O., S.1333), der offenbart sich als Freund genau jenes loyalen Staatsvolks, welches mit dem Wunsch nach Volkseinheit vorgestellt wird; und das von den „Rechtspopulisten“ durch Ausgrenzung der Muslime und von der regierenden Ausländerpolitiker durch die Mischung von Integrationspolitik, Ausweisdungsdrohung und Staatsschutzmaßnahmen erreicht werden soll. Nun gibt es auch noch Linke, die wollen dasselbe Ideal durch „Kommunikationsverbesserung“ zwischen Eliten und Volk sicherstellen: z.B. mit Sozialstaatsabbau in etwas kleineren Schritten, mit der Erfindung von Perspektiven für diejenigen, denen sie gerade von den Regierungen genommen werden, und mit Ausgleichsvorstellungen zwischen Gewinnern und jenen Verlierern, die doch gerade mit erzwungenen Verlusten für den Gewinn der Gewinner sorgen. Trostlos! 

� Die Thesen waren Grundlage einer Podiumsdiskussion mit K.Priester und Ch.Butterwegge auf dem Antifa-Kongress in Köln  vom 5.-7.9.08 gegen die Anti-Islam-Konferenz der „Rechtspopulisten“ vom 20.09.08. Ein Mitschnitt soll über � HYPERLINK "mailto:antifa-ak-koeln@web.de" ��antifa-ak-koeln@web.de� zu erhalten sein.  Adressen für Debatte: � HYPERLINK "mailto:huisken@online.de" ��huisken@online.de�; � HYPERLINK "http://www.fhuisken.de" ��www.fhuisken.de� 





